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Selbstverständnis der AG Protest 

Für eine verlässliche und bedarfsgerechte Finanzierung der Kinder- und Jugendförderung in 
Frankfurt am Main. 

Wer wir sind – und was uns verbindet 

Wir sind die AG Protest, der Zusammenschluss freier Träger der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit (OKJA), der Jugendverbandsarbeit und der Jugendhilfe in der Schule in 
Frankfurt am Main. Unser Zusammenschluss steht für Solidarität statt Vereinzelung und für 
eine klare politische Positionierung für eine bedarfsgerechte soziale Infrastruktur. In 
Frankfurt gibt es eine große Vielfalt an Trägern, mit unterschiedlichen fachlichen 
Schwerpunkten und Arbeitsansätzen. Trotz unterschiedlicher Trägerstrukturen und 
Zielgruppen stehen wir vor denselben strukturellen Herausforderungen: eine nicht 
bedarfsgerechte Finanzierung, steigende Anforderungen und eine zunehmende Diskrepanz 
zwischen fachlichem Anspruch und realen Möglichkeiten.  

Gesellschaftliche Entwicklungen und ihre Folgen 

Junge Menschen sind heute mit einer Vielzahl existenzieller Belastungen konfrontiert: den 
Langzeitfolgen der Corona-Pandemie, wachsender Kinder- und Jugendarmut, immense 
Herausforderungen im digitalen Raum, Diskriminierungen1, globalen Krisen wie Klimawandel 
und Kriegen u.v.m. Für viele sind Sicherheit, Stabilität und die Zukunftsperspektive brüchig 
geworden. Die Folgen zeigen sich in zunehmenden psychischen und körperlichen 
Erkrankungen, sozialer Isolation und einer sinkenden Identifikation mit Gesellschaft und 
Politik. Parallel nimmt soziale Spaltung zu und antidemokratische Haltungen erstarken. 
Gerade hier bietet die Kinder- und Jugendförderung zentrale Orte, um junge Menschen zu 
stärken, demokratische Werte erfahrbar zu machen und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
fördern. 

Wir kennen die Lebensrealitäten von Kindern und Jugendlichen in Frankfurt und erfahren 
ihre Bedürfnisse, Sorgen, Ängste sowie Stärken und Potenziale. Während die Bedarfe junger 
Menschen an Begleitung, Unterstützung und Schutz deutlich ansteigen, führen 
Tarifsteigerungen und steigende Sachkosten dazu, dass Angebote nicht ausgeweitet, sondern 
abgebaut werden müssen 

Warum wir protestieren – eine kurze Historie 

Die AG Protest wurde 2019 als Unter-AG der freien Träger der AG §78 SGB VIII „Kinder- und 
Jugendarbeit“ gegründet. Anlass war die ausbleibende Berücksichtigung eines Antrags des 
Jugendhilfeausschusses auf zusätzliche Haushaltsmittel, welche bereits seit mehreren Jahren 
nicht erhöht wurden und dies einer faktischen Kürzung gleichkam. Die Gründung der AG 
Protest war eine bewusste Reaktion auf das jahrelange politische Ignorieren fachlich 
begründeter Bedarfe. 

Seitdem begleiten wir viele Sitzungstermine der Stadtverordnetenversammlung mit 
Aktionen, Kundgebungen und Demonstrationen. Unsere Protestformen sind vielfältig und 
wurden teilweise gemeinsam mit unserer Zielgruppe weiterentwickelt. Unser Engagement 
hatte Wirkung: 2024 wurden Zuschusserhöhungen beschlossen. Dadurch konnte kurzfristig 
die flächendeckende Schließung von Einrichtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
                                                      
1 Insbesondere: Sexismus, Rassismus, Klassismus (Diskriminierung aufgrund des ökonomischen Status), 
Altersdiskriminierung – dies ist keine abschließende Aufzählung 
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sowie eine Angebotsreduktion der Jugendverbandsarbeit verhindert und eine einmalige 
Zuschusserhöhung der Jugendhilfe in Schule erwirkt werden. 

Es braucht aber weiterhin den politischen Willen, für Frankfurter Kinder und Jugendliche ein 
belastbares Fundament der Kinder- und Jugendförderung zu schaffen, um die Arbeit 
verlässlich und dauerhaft zu gestalten. 

Unsere Ziele und Forderungen 

• Eine dauerhafte, bedarfsgerechte und dynamisierte Finanzierung der Kinder- und 
Jugendförderung, die Tarifsteigerungen, Inflation und steigende Bedarfe realistisch 
abbildet 

• Eine partizipative, aktualisierte und bedarfsgerechte Jugendhilfeplanung 

• Sichere Arbeitsbedingungen statt projektbezogener Befristungen 

• Gleichbehandlung aller Träger bei Finanzierung und Ausstattung 

• Politische Verantwortung statt symbolischer Anerkennung, Wertschätzung muss sich 
in Haushaltsentscheidungen widerspiegeln 

• Investitionen in junge Menschen und Präventionsarbeit statt Sparzwänge 

• Entbürokratisierung, damit mehr Zeit für pädagogische Arbeit bleibt 

Eine demokratische Stadt braucht sichere Orte für junge Menschen. Wer hier spart, 
gefährdet die soziale Teilhabe und die Demokratiebildung junger Menschen sowie den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt.  

 


